
schwer vorstellbar ist (BVerwG NVwZ-RR 1994, 580 (580); Bull/Mehde AllgVerwR,
10. Aufl. 2022, Rn. 846; Sarnighausen NVwZ 1995, 563 (565)). In Betracht kommen als
Ermessensfehler ein Ermessensfehlgebrauch, eine Ermessensüberschreitung sowie die Miss-
achtung von Vertrauensschutzgesichtspunkten.

1. Ermessensfehlgebrauch

Unter Berufung auf die rechtswidrige Auflage hat B die Zwecksetzung der Forschungsprämie
als Unterstützung von forschenden Unternehmen für bereits geleistete Ausgaben fehlerhaft
gewichtet. Das wird schon dadurch bestätigt, dass U weiterhin einen gebundenen Anspruch
auf die Bewilligung der Forschungsprämie hat, und F für U die Bewilligung jederzeit erfolg-
reich beantragen könnte. Somit liegt ein Ermessensfehlgebrauch vor.

2. Ermessensüberschreitung

In Betracht kommt eine Ermessensüberschreitung, die sich aus einer Missachtung des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes ergeben könnte. Zwar verfolgt der Widerruf mit der Durch-
setzung einer wirksamen Auflage einen legitimen Zweck. Der Widerruf ist hierzu geeignet,
fraglich ist aber bereits, ob er erforderlich ist. Als milderes, gleich wirksames Mittel kämen
zunächst wiederholte Aufforderungen, Vollstreckungsmaßnahmen oder auch die teilweise
Rücknahme der Auflage hinsichtlich der amtlichen Bescheinigungen in Betracht, da F sehr
sicher von der Einhaltung der Standards bei ihren Zulieferern ausgeht und damit die Haupt-
zielsetzung erfüllt. Mit Blick auf die Angemessenheit ist der Umstand zu berücksichtigen,
dass U als forschendes Unternehmen in Forschung und Entwicklung investiert hat und von
der gesetzgeberischen Intention ausgehend gefördert werden soll. Vor dem Hintergrund
überwiegt auch das Interesse des U am Bestandsschutz des Förderungsbescheids gegenüber
dem öffentlichen Interesse an der Durchsetzung der wirksamen, aber rechtswidrigen Auflage,
sodass eine Ermessensüberschreitung vorliegt.

3. Missachtung von Vertrauensschutzgesichtspunkten

Darüber hinaus hat U 100.000 EUR in dem Vertrauen auf den gebundenen Anspruch
investiert. § 2 des Niedersächsischen Forschungsförderungsgesetzes (FFG) regelt eindeutig
einen Anspruch auf Auszahlung der Hälfte des Investitionsbetrags in Forschung und Ent-
wicklung. Das verursacht ein berechtigtes Vertrauen bei U. Indem Grundsätze des Vertrau-
ensschutzes nicht ausreichend in die Ermessensentscheidung einbezogen worden sind, liegt
ein Ermessensdefizit vor.

4. Zwischenergebnis

Der Widerruf ist ermessensfehlerhaft und damit materiell rechtswidrig.

D. ERGEBNIS

Der Widerruf ist rechtswidrig.
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Frau Lohse (L) wohnt zusammen mit ihrem Mann in einem kleinen Reihenhaus in der E-
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Straße auf dem Rotenbühl, einem Teil des Saarbrücker Stadtteils Sankt Johann. Als ihr Nach-
bar, der Süßwarenfabrikant Drögel (D), eines Tages mit einem neuen Elektrofahrzeug der
Firma Heinzelmann vorfährt und daraufhin von der „High Society“ Rotenbühls für sein
klimapolitisches Engagement bewundert wird, will sie das auch. Und so erwerben sie und ihr
Mann ebenfalls ein Elektroauto. Allerdings stellt sich das Problem, dass ihr Grundstück –
anders als das des D – über keinen eigenen Stellplatz verfügt. Das Wohnhaus ist zur E-Straße
hin an die Grenze gebaut, wobei sich zwischen dem Haus und der Fahrbahn ein ca. 0,80m
breiter Gehweg befindet. Entlang des Gehwegs ist das Parken gestattet. Dort stellt L das neue
Auto ab und spannt zum Laden ein Elektrokabel über den Gehweg. D beobachtet das
Treiben mit Argwohn, schließlich genießt er seine Rolle als Pionier der Elektromobilität.
Als man sich eines morgens vor dem Haus trifft, bemerkt er – nicht ohne eine Spur
Gehässigkeit –, dass er ja nicht wisse, ob das mit dem Kabel über den Weg „so in Ordnung“
sei. L kommen daraufhin Bedenken. Als aufrichtige Bürgerin will sie keinen Ärger mit der
Stadtverwaltung. Als sie am nächsten Tag in der Saarbrücker Innenstadt an einer Baustelle
vorbeiläuft und sieht, dass dort Kabel durch mehrere Kabelbrücken geführt sind, um eine
Überquerung gefahrlos zu ermöglichen, kommt ihr eine Idee. Am 21.4.2023 schreibt L an
die Landeshauptstadt Saarbrücken, sie müsse ihr neues klimafreundliches Fahrzeug leider
über den Gehweg laden, weil es an einem Stellplatz vor dem Haus fehle. Sie denke zwar,
dass dies eigentlich dem klassischen Gebrauch der Straße durch Anlieger entspreche. Sie
wolle aber vorsichtshalber einen Antrag auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für
eine Kabelleitung über dem Gehweg zum Fahrbahnrand zum Aufladen ihres Fahrzeugs
stellen. Das Elektrokabel solle vom Keller aus unter Verwendung einer Kabelbrücke zu dem
geparkten Pkw geführt werden. Die Inanspruchnahme des Gehwegs solle ausschließlich
während des Ladevorgangs (ca. drei bis sechs Stunden pro Tag) erfolgen. Sie habe im
Internet eine Kabelbrücke mit 1mm am Rand und in der Mitte 43mm gefunden, die zudem
mit gelb-schwarzen Warnmarkierungen versehen ist.

Zum Erschrecken der L antwortet man ihr, dass es sich bei dem Laden des Autos über den
Gehweg sehr wohl um eine erlaubnispflichtige Nutzung des Straßenraums handele und dass
derzeit erwogen werde, den Antrag der L wegen einer Störung des Verkehrs abzulehnen. L
formuliert daraufhin ein weiteres Schreiben, in dem sie noch einmal ihr Vorhaben darlegt und
betont, dieses diene eindeutig dem Klimaschutz, was zwingend zu berücksichtigen sei.
Daraufhin lehnt die Stadt den Antrag mit Bescheid vom 11.9.2023 endgültig ab. Zur Begrün-
dung wird darin ausgeführt, dass es durch die geplante Nutzung auf dem Gehweg zu
Unebenheiten komme und dadurch Stolperfallen entstünden. Diese stellten eine potenzielle
Gefährdung für Fußgänger – vor allem für Fußgänger mit Einschränkungen – dar. Gerade für
Rollstuhlfahrer oder Nutzer von Rollatoren sei jede Unebenheit des Weges gleichbedeutend
mit einer Einschränkung der Straßennutzung und einer Unterbrechung des Verkehrsflusses.
Unter Abwägung dieses Gefahrenpotenzials sowie dem privaten Interesse der L, eine Auf-
ladung ihres Fahrzeugs in unmittelbarer Nähe zu ihrem Wohnhaus vornehmen zu können,
sei der Anspruch von Verkehrsteilnehmern auf eine ungehinderte Nutzung des Gehwegs
höher zu bewerten. L könne ihr Fahrzeug an öffentlichen Ladesäulen ebenso gut tanken und
sei daher nicht unverhältnismäßig betroffen. Auch die Berücksichtigung eines gewissen,
wenngleich auch nicht klar quantifizierten Beitrags zum Klimaschutz führe nicht zu einem
anderen Ergebnis.

Gegen den Bescheid legte L am 27.9.2023 form- und fristgerecht Widerspruch ein. Es gehe
ihr nicht um eine rein komfortable Möglichkeit, ihr Fahrzeug mit Strom zu betanken,
sondern sie sei auf das Aufladen vor dem Haus angewiesen. Öffentliche Ladesäulen dienten
nicht dazu, Elektrofahrzeuge während längerer (nächtlicher) Standzeiten aufzuladen, sondern
seien von vornherein für eine zeitlich relativ kurze Inanspruchnahme gedacht. Zudem seien
die öffentlichen Ladesäulen in Saarbrücken selbst für eine solche eingeschränkte Nutzung
zum Vorteil einer Vielzahl von Nutzern nicht ausreichend. Die nächstgelegene Ladestation
befinde sich in einem Parkhaus, welches von 1:30 Uhr bis 6:30 Uhr geschlossen sei. Mit
Widerspruchsbescheid vom 11.4.2024 (zugestellt am 12.4.2024) wird auch dieses Vorbringen
zurückgewiesen.

L ist verzweifelt angesichts dieser „Verbohrtheit und klimapolitischen Ignoranz“. Bei der
Stadt sei die Klimakrise wohl noch nicht angekommen, jedenfalls verkenne die Ablehnungs-
entscheidung völlig die Bedeutung des Klimaschutzes. Auch ihre Zwangssituation bezüglich
des Ladens werde nicht hinreichend gesehen. L erhebt daher am 4.5.2024 schriftlich Klage
vor dem zuständigen Verwaltungsgericht des Saarlandes. Sie setzt nun ihre Hoffnung darauf,
dass der Behörde durch gerichtliche Entscheidung hinsichtlich der tatsächlichen Bedeutung
des Klimaschutzes „die Augen geöffnet“ werden und sie dadurch dazu gebracht werden kann,
ihre Entscheidung „noch einmal zu überdenken“.
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Frage 1: Hat die Klage Aussicht auf Erfolg?

Teil 2

Herr Winkelmann (W) plant unter der Firma Winkelmann & Sohn in Saarbrücken den
Betrieb eines gewerblichen Verleihsystems für Elektrokleinstfahrzeuge (E-Scooter) im sog.
Free-Floating-Modell. Dabei werden die E-Scooter im öffentlichen Straßenraum bereit-
gestellt und können – nach vorheriger Installation einer Applikation auf dem Smartphone
und Eröffnung eines Benutzerkontos – angemietet und anschließend für maximal 60 Minu-
ten benutzt werden. Sie müssen nach der Benutzung irgendwo wieder abgestellt werden,
um für die Anmietung durch neue Nutzer bereitzustehen. Für die mietweise Benutzung der
E-Scooter werden Entgelte erhoben und zwar zum einen für das Entsperren eines Fahr-
zeugs, zum anderen pro Minute der sich anschließenden Nutzung. W hat dazu bereits
größere Investitionen getätigt in Form einer größeren Zahl von E-Scootern, der Anmietung
von Büroräumen etc. Kurz bevor er mit seinem Betrieb beginnen will, erhält W ein
Schreiben der Stadt Saarbrücken. Diese weist darauf hin, dass sein Betrieb der Sondernut-
zung unterfalle und daher einer Erlaubnis bedürfe. W ist verzweifelt über diesen plötzlichen
und zugleich existenzbedrohenden Umstand. Schließlich müsse er den Betrieb bald aufneh-
men, um seine Schulden tilgen zu können. Er hält eine Erlaubnis nicht für erforderlich. Die
Stadt beharrt jedoch weiterhin auf ihrem Standpunkt.

Frage 2: Welche prozessualen Möglichkeiten hat W zur zügigen Klärung seines Falles?

Frage 3: Ist für die geplante Tätigkeit des W eine Sondernutzungserlaubnis erforderlich?

Bearbeitervermerk: Auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen ist – gegebenenfalls in einem Hilfsgutachten
– einzugehen. Im Rahmen von Frage 2 ist einzig die Statthaftigkeit eines gerichtlichen Vorgehens zu
prüfen. Es wird auf § 10 II Saarländisches Klimaschutzgesetz (SKSG) hingewiesen. Dort heißt es: „Die
Belange des Klimaschutzes sind bei allem Handeln öffentlicher Stellen zu berücksichtigen. Dies gilt
insbesondere für öffentliche Planungen und bei Zulassungsverfahren für Vorhaben zur Errichtung von
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien mit erheblicher Bedeutung für die Allgemeinheit sowie bei
Contractingmaßnahmen.“

& LÖSUNG

Hinweis: Die Klausur verbindet klassische Bereiche des Straßenrechts mit aktuellen Fallkonstellationen,
die sich vor dem Hintergrund von Klimaschutz und Elektromobilität neu ergeben. Sie ist für das saarlän-
dische Landesrecht konzipiert. Vergleichbare Fragestellungen können sich indes genauso im Rahmen
straßenrechtlicher Klausuren in anderen Bundesländern stellen. Abweichungen bei der gefundenen
Lösung sind nur insoweit zu erwarten, als andere Bundesländer entweder über keine mit § 10 II SKSG
vergleichbare Regelung verfügen oder aber anders formulierte und dadurch gegebenenfalls noch wei-
tergehende Bestimmungen erlassen haben (vgl. etwa Art. 31 I der Verfassung des Landes Berlin
(BLNVerf)). Im Übrigen verweist allerdings auch § 13 I 1 des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) auf eine
notwendige Berücksichtigung von Klimaschutzbelangen. Das Straßenrecht gehört im Saarland nicht zu
den Pflichtfächern der staatlichen Pflichtfachprüfung. Andere Rechtsgebiete als die Pflichtfächer dürfen
nur insoweit zum Gegenstand der Prüfung gemacht werden, als Verständnis und Arbeitsmethode
festgestellt werden sollen und Einzelwissen nicht vorausgesetzt wird (vgl. § 8 I 3 SaarlJAG).

FRAGE 1

Die Klage vor dem Verwaltungsgericht des Saarlandes hat Aussicht auf Erfolg, soweit sie
zulässig und begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT

Die Klage ist zulässig, wenn alle Sachentscheidungsvoraussetzungen vorliegen.

I. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs

Zunächst müsste der Verwaltungsrechtsweg eröffnet sein. In Ermangelung einer aufdrängen-
den Sonderzuweisung richtet sich die Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs nach § 40 I 1
VwGO. Es müsste eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nicht verfassungsrechtlicher Art vor-
liegen. Öffentlich-rechtlicher Natur sind diejenigen Rechtsnormen, welche einen Träger
öffentlicher Gewalt gerade als solchen berechtigen oder verpflichten, die also einen öffent-
lichen Verwaltungsträger zur Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben mit besonderen Befug-
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